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Ausbildungsförderung bei Internatsunterbringung im Rahmen der 
Eingliederungshilfe 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich beziehe mich auf TOP 8.3 der MV im November diesen Jahres und möchte Sie kurz 
über das Ergebnis der Revisionsverhandlung beim Bundesverwaltungsgericht 
unterrichten. 

Strittig war die Frage, ob eine hörgeschädigte Schülerin einen Anspruch auf erhöhte 
Ausbildungsförderung bei Internatsunterbringung hat, wenn sie wegen der Entfernung der 
Ausbildungsstätte zum Wohnort diese nicht schultäglich erreichen kann. 

Der Senat hat der Revision des LWL statt gegeben und festgestellt, dass der Beklagte die 
Kosten der Internatsbetreuung aus Mitteln der Ausbildungsförderung zu übernehmen hat. 
Nach Auffassung des Senats steht hier die Internatsbetreuung in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Schulausbildung und ist zur Erreichung des Ausbildungsziels 
notwendig. Es handle sich daher um ausbildungsbedingte Aufwendungen, die gemäß 
§ 14a Satz 1 Nr. 1 BAföG i. V. m. §§ 6, 7 Härteverordnung vom Beklagten im Rahmen der 
Ausbildungsförderung zu übernehmen sind. 

Auch die beiden Parallelverfahren aus Bayern und dem Saarland hat das Gericht ebenso 
entschieden. Die schriftliche Urteilsbegründung bleibt abzuwarten. Sobald diese vorliegt, 
werde ich sie Ihnen kurzfristig zur Verfügung stellen. 

Mit freundlichem Gruß 
gez.: 
Matthias Krömer 
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